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Pandemie In der Schweiz und
in Liechtenstein sind dem Bun-
desamt fürGesundheit (BAG) in-
nerhalb von 24 Stunden 6017
neue Coronavirus-Ansteckungen
gemeldet worden. Gleichzeitig
registrierte das BAG 9 neue To-
desfälle und 69 Spitaleinweisun-
gen. Vor einer Woche hatte das
BAG 3886 neue Ansteckungen
registriert. Zudem gab es 6 neue
Todesfälle und 35 Spitaleintrit-
te.Auf 100’000 Einwohnerinnen
und Einwohner wurden in den
vergangenen zwei Wochen
564,36 laborbestätigte Corona-
virus-Infektionen gemeldet. Die
Reproduktionszahl R, die angibt,
wie viele Personen eine infizier-
te Person im Durchschnitt an-
steckt, lag vor rund zehn Tagen
bei 1,31. (sda)

6017 neue
Coronavirus-Fälle
innert 24 Stunden

Als oberster Gesundheitsdirek-
tor ist Lukas Engelberger geübt
darin, seineAntworten diploma-
tisch zu verpacken. So viel Eier-
tanzwie gesternwar aber selten.
Ob sich die Kantone einig seien
bei der Einschätzung der Coro-
na-Lage, wollte eine Journalistin
nach dem Treffen zwischen den
Kantonsvertretern und Bundes-
ratAlain Bersetwissen. Engelber-
ger verzog das Gesicht und ant-
wortete, es gelte dieMeinung, die
er eben schon formuliert habe.
Auf eineNachfrage stammelte der
Basler: «Ich kann das so stehen
lassen. Ähm, wir haben das vor-
besprochen,mitwelcher Sprach-
regelung, äh, wir uns äussern.»

Vorangegangenwar eine Drei-
viertelstunde, in der Gesund-
heitsminister Berset erklärt hat-

te, die Fallzahlen stiegen zwar
stark in der Schweiz, zusätzliche
Massnahmen seien im Moment
auf nationaler Ebene aber nicht
notwendig.Die Kantone seien ge-
beten, ihre Spitalkapazitäten wo
nötig auszubauen. Zudem hätten
sie die Möglichkeit, selber schär-
fere Massnahmen zu ergreifen.

Engelberger blieb vage. In den
nächsten Tagen und Wochen
werde sich zeigen, ob die Impf-
quote und der Massnahmenmix
ausreichten, um eine Überlas-
tung des Gesundheitswesens zu
verhindern.

Daswar nicht nur Show.Auch
hinter verschlossenen Türen
wurde von Berset und den Ge-
sundheitsdirektoren kein Not-
fallplan erarbeitet. Das erklärten
mehrere Anwesende überein-

stimmend. Ein Kantonsvertreter
sprach hinterher von einem ge-
radezu «demonstrativen Unwil-
len Bersets», zusätzliche Mass-
nahmen auch nur zu erwägen.

Mit Befremden aufgenommen
Dass er stattdessen die Kantone
aufforderte, zusätzliche Inten-
sivpflegeplätze zu schaffen,wur-
de von einzelnen Gesundheits-
direktoren mit Befremden auf-
genommen. In der Sitzung hätten
einige darauf verwiesen, dass
jede Aufstockung bedeute, dass
anderewichtige Operationen ab-
gesagt würden.

Gemäss einem Gesundheits-
direktor, der nicht namentlich
genanntwerdenwill,war zudem
der Ärger darüber gross, dass es
das Bundesamt für Gesundheit

«nicht auf die Reihe kriegt»,
schnell einen Weg zu ebnen für
Off-Label-Booster-Impfungen
fürdas Pflegepersonal inHeimen
und Spitälern.Nunmüsse das je-
der Kanton für sich allein regeln,
was absurd sei. Weiter stellten
sich die Kantone auf den Stand-
punkt, dass bei hohen Fallzahlen
kantonale Massnahmen wenig
Sinn ergäben. Dies habe der
Herbst vor einem Jahr gezeigt.

Verhältnismässig entspannt
zeigt man sich in der West-
schweiz – obwohl dieWintersai-
son auf demSpiel steht. DerWal-
liserGesundheitsdirektorMathi-
as Reynard (SP) sieht seinen
Kanton gut gerüstet, auch weil
im Vergleich zu gewissen
Deutschschweizer Kantonen
mehr Leute geimpft seien.

Darüber hinaus will das Wallis
jedoch derzeit keine Verschär-
fungen beschliessen – auch nicht
in der umstrittenen Frage der
Zertifikatspflicht in Skigebieten.
Eine solche führe man erst ein,
wenn der Bund dies verlange,
sagt Reynard.

DerGenferGesundheitsdirek-
torMauro Poggia (MCG) rechnet
zwar damit, dass die «Welle aus
dem Osten» bald auch die Ro-
mandie erreichen wird. Anders
als in früheren Phasen der Pan-
demie sind die Inzidenzen in den
Deutschschweizer Kantonen ak-
tuell deutlich höher als imWes-
ten des Landes. Poggia ist den-
noch zuversichtlich, dass sich die
Spitalauslastung in seinemKan-
ton weiterhin in Grenzen halten
wird. (jbu/phr/br/hä)

Berset und Kantone zelebrieren den Corona-Sonderfall
Pandemie-Winter Während Österreich drastische Massnahmen ergreift, sieht die Schweiz keinen Handlungsbedarf.

Alessandra Paone
und Luca De Carli

Derzeit stecken sich in der
Schweiz besonders viele Kinder
und Jugendliche mit dem Coro-
navirus an.Wie die Taskforce in
ihrem jüngsten Lagebericht vor-
rechnet, ist der Anstieg der Fall-
zahlen in denAltersgruppen der
0- bis 9- und 10- bis 19-Jährigen
mit 65 und 43 Prozent pro Wo-
che amhöchsten.Der Fallzahlen-
rekord für die jüngste Alters-
gruppe aus der viertenWelle im
Sommer ist schon übertroffen.

Als einer der ersten Kantone
reagiert Baselland auf den An-
stieg. Das Amt für Gesundheit
evaluiere fortlaufend, was die
nächstenMassnahmen sein soll-
ten, sagt Sprecher Rolf Wirz.
An der Schulleitungskonferenz
der Sekundarstufe I habe ein
Mitglied sogar beantragt, alle
Schülerinnen und Schüler zum
Spucktest aufzurufen. Es gebe
derzeit aber keine solche Emp-
fehlung.Wirz schliesst auch die
Rückkehr zur Maske nicht aus,
obwohl man im Kanton aktuell
von einer generellen Masken-
pflicht an Schulen absehe. Die
Schutzmassnahmen an den
Schulen würden laufend über-
prüft und diskutiert.

St.Gallen lockert Massnahmen
Die Corona-Fälle bei den Basel-
bietern steigen zum zweitenMal
seit den Sommerferien stark an.
Ammeisten betroffen ist die Pri-
marstufe. Wie Baselland setzt
auch Basel-Stadt auf flächende-
ckendeMassentests an den Schu-
len – und meldet ebenfalls stei-
gende Fallzahlen. Gesundheits-
und Erziehungsdepartement
diskutieren derzeit über allfälli-
ge zusätzliche Massnahmen.

Das Gegenmodell zu den bei-
den Basel ist der Kanton St. Gal-
len. Die Zahl der entdeckten Fäl-
le hat sich sowohl bei den Schü-
lerinnen und Schülern als auch
in der Lehrerschaft in der letzten
Woche verdoppelt – und das, ob-
wohl die Ostschweizer dieVolks-
schulen nicht durchtesten und
damit viele Fälle unentdeckt
bleiben. Anfang November hat
St. Gallen die Schutzmassnah-
men deutlich gelockert. Neben
den präventiven Massentests

fallen jetzt auch Masken und
Quarantänen für ganze Klassen
weg. «Der reibungslose Präsenz-
unterricht hat oberste Priorität»,
schreibt der Kanton dazu.

Trotz der steigenden Fallzah-
lenmüssen derzeit nur sehrwe-
nige Schulkinder in der Schweiz
auf Präsenzunterricht verzich-
ten. 15 Kantonemelden der Kon-
ferenz der Bildungsdirektoren
regelmässig den Anteil Klassen
in Quarantäne. Die aktuellsten
Daten stammen aus der ersten
Novemberwoche. 0,18 Prozent
aller Primarschulklassen und
0,13 Prozent aller Klassen der
Stufe Sek I waren demnach in

Quarantäne.Nach dem Start des
Schuljahres – auf dem Höhe-
punkt der viertenWelle – waren
es fast 1,5 Prozent.

Eigentlich könnten sich nur
Kantone mit hoher Impfquote
und tiefer Inzidenzmehr Locke-
rungen an Schulen erlauben, sagt
StefanWolter. Der Bildungsöko-
nomderUniversität Bern istMit-
glied der wissenschaftlichen
Taskforce des Bundes. Doch lei-
der sei es eher so, dass gerade in
den Regionen mit tiefer Impf-
quote und lockeremUmgang der
Erwachsenen mit Corona auch
die Massnahmen an den Schu-
len am schwächsten seien. Das

sei aus Sicht der Erwachsenen
vielleicht konsistent, aber nicht
gut für die Kinder, sagt Wolter.

Alles dafür tun, damit die
Schulen offen bleiben – hinter
diesemGrundsatz der Schweizer
Corona-Politik steht auch die
Taskforce. Das dürfe aber nicht
auf Kosten einer unkontrollier-
ten Durchseuchung der Kinder
gehen, sagt Wolter. Auch weil
sich die Jüngsten wohl erst im
nächsten Jahr impfen lassen kön-
nen.Was es braucht, um eine un-
kontrollierte Durchseuchung zu
verhindern, hat die Taskforce
schon vor Monaten formuliert:
neben grundlegenden Hygiene
massnahmen auch Massentests,
Masken, CO2-Messungen und
Luftfilter.An dieses Konzept hält
sich bis heute kein Kanton voll-
ständig.

Masken für Lehrkräfte
Der Lehrerverband hat sich in
derVergangenheit immerwieder
für flächendeckendeMassentests
an Schulen ausgesprochen.Doch
neben St. Gallen verzichtet in-
zwischen unter anderen auch der
Kanton Bern darauf. Der Vorteil
im Gegensatz zur sogenannten
Ausbruchstestung sei, dass man
sofort reagieren könne und nicht
erst bei positiven Fällen, sagt
Verbandspräsidentin Dagmar
Rösler. Voraussetzung sei aber,
dass möglichst viele Schülerin-
nen und Schüler mitmachen.

Im Kanton Zürich mussten
zuletzt in mehreren Schul
häusern, die sich nicht an den
Massentests beteiligen, ganze
Klassen in Quarantäne geschickt
werden.Man habe erwartet, dass
die Infektionszahlen im Herbst
wieder zunähmen, teilt die
Bildungsdirektionmit. Entspre-
chend seien dieMassnahmen be-
reits nach den Herbstferien ver-
schärft worden – so gelte zum
Beispiel für alle Lehrpersonen
eine Maskentragpflicht.

Ein grosser Teil der Lehrper-
sonen sei geimpft, sagt Dagmar
Rösler. Eine Impfempfehlung gibt
der Lehrerverband nicht heraus.
Doch Röslerwird deutlich: «Wenn
das Bundesamt für Gesundheit
allen erwachsenen Personen
empfiehlt, sich impfen zu lassen,
dann sind damit auch Lehrerin-
nen und Lehrer gemeint.»

Die Durchseuchung der Schulen läuft
Corona im Klassenzimmer Die Fallzahlen bei Kindern und Jugendlichen steigen in der Schweiz steil an.
Die Kantone reagieren höchst unterschiedlich.
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Anzahl laborbestätigter Fälle pro Woche, Schweiz und Liechtenstein,
24.02.2020 bis 14.11.2021
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Fälle bei Kindern und Jugendlichen nehmen wieder stark zu
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In den Schulen steigen die Fallzahlen derzeit am schnellsten: Gymnasiastinnen und Gymnasiasten in Lausanne. Foto: Jean-Christophe Bott (Keystone)
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Charlotte Walser

Herr Bundesrat, dieseWoche
ist viel passiert. amMontag
waren Sie in Brüssel und
heute in Slowenien, das
die EU-Ratspräsidentschaft
innehat.Welche Signale
haben Sie bei den Gesprächen
in Slowenien erhalten?
Slowenien sind gute Beziehun-
gen zwischen der Schweiz und
derEU sehrwichtig.Das habe ich
in den Gesprächenmit dem Prä-
sidenten und demAussenminis-
ter deutlich gespürt.

Sehen Sie in Slowenien ein
verbündetes Land,wenn es um
die Differenzenmit der EU geht?
Es kommt darauf an, was man
unter «verbündet» versteht. In
gewissemSinne ja: Slowenien ist
der Auffassung, dass die Bezie-
hungen zwischen der Schweiz
und der EU für beide Seiten viel
zu wichtig sind, um sich ablen-
ken zu lassen von gewissen Dif-
ferenzen, die heute bestehen.

Das Gesprächmit EU-
Kommissions-Vizepräsident
Maros Sefcovicwar schwieriger:
Ihr neuerAnsprechpartner hat
beimTreffen der Schweiz
denTarif durchgegeben.
Was ist schiefgelaufen?
Wir hatten drei Ziele und haben
alle drei erreicht. Es ging erstens
darum, sich gegenseitig kennen
zu lernen, zweitens um die
Vereinbarung zur zweiten Kohä-
sionsmilliarde und drittens um
das Aufgleisen des politischen
Dialogs. Wir hatten einen guten
und offenen Austausch. Maros
Sefcovic machte auf mich den
Eindruck eines aufmerksamen
Ansprechpartners mit pragma-
tischer Haltung.

Wennman nach demTreffen
Ihnen undHerrn Sefcovic
zugehört hat, entstand der
Eindruck, Sie hätten nicht am
selben Gespräch teilgenommen.
Was er nachher kommuniziert
hat, hatte relativ wenig mit un-
serem Treffen zu tun.

Er hat eine Deadline festgelegt:
Bis im Januar erwartet
die EU von der Schweiz eine
Roadmap zur Lösung der
Schlüsselfragen.
Eine Deadline war bei unserem
Gespräch kein Thema.

Was geschieht denn nun?
Wird die Schweiz die Deadline
einhalten?
Es gibt keine Befehlsausgabe und
keinen Befehlsempfang zwi-
schen der EU und der Schweiz.
Jede Seite vertritt ihre Interessen,
und jede Seite kommuniziert
ihre Wünsche. Der Bundesrat
kennt die Wünsche der EU. Sie
sind nicht neu.

Will die Schweiz in nächster
Zeit überhauptmit der EU
verhandeln?
Verhandeln ist derzeit kein The-
ma. Es geht um hochpolitische
Fragen, nicht technische.Als der
Bundesrat im Mai die Verhand-
lungen zumRahmenabkommen
abgebrochen hat, tat er das nicht
in derAbsicht, gleichwiedermit

demVerhandeln zu beginnen. Zu-
erst müssen wir eine gemeinsa-
me Schnittmenge finden.Daswar
das Thema mit Herrn Sefcovic.
Wir haben den Willen bekundet,
Gespräche mit Blick auf eine ge-
meinsameAgenda zu führen. Erst
dann können wir uns überlegen,
wie es weitergehen soll.

Die Roadmap – der Fahrplan
– soll also nicht schon im
Januarvorliegen, sondern erst
ab dann entwickelt warden?
Es kommt darauf an,was darun-
ter verstanden wird. Eine Ver-
handlungs-Roadmap ist derzeit
kein Thema. Es geht jetzt darum,
die gegenseitigen Erwartungen zu
klären – und dabei nicht zu ver-
gessen, dasswir in 95 Prozent der
Fragen keine Differenzen haben.

Teilen Sie das Herrn Sefcovic
nochmit?
Das habe ich ihm schon klipp
und klar gesagt bei unserem
Treffen.

Herr Sefcovic hat sich aber
anders geäussert hinterher.
War das einAffront?
In der Aussenpolitik steht jedes
Land für seine Interessen ein.
Das ist nichts Unübliches.

Maros Sefcovicmachte aber
unmissverständlich klar, dass
die EU keine Geduldmehr hat.
Es brauche schnelle Ergebnisse,
sagte er in einem Interviewmit
dieser Zeitung.
Wir lassen uns nicht unter Druck
setzen. Die Erwartungen der EU
sind immer noch dieselben wie
im Frühling. Wir sind schon ei-
nen Schritt weiter, weil es einen
beidseitigenWillen gibt, gemein-
same Wege zu finden, um Euro-
pa zu stärken. Darum geht es
im politischen Dialog, nicht um
Streitbeilegung oderRechtsüber-
nahme.

Wird das der Europäischen
Union reichen?

Wenn die EU diesen Dialog nicht
führenwill, produzierenwir eine
Lose-Lose-Situation.

Handelt es sich beim Plan
mit der längeren
Stillhaltephase, den Sie jüngst
vorWirtschaftsvertretern
skizzierten, um einen Plan
des Bundesrates?
Der Bundesrat hat im Mai kurz-,
mittel- und langfristige Mass-
nahmen beschlossen. Termine
hat er nicht festgelegt. Es geht
nicht um Termine – und schon
gar nicht um dasWahljahr.

Maros Sefcovic erteilte der Idee
eineAbsage, institutionelle
Fragen von Fall zu Fall zu lösen,
in jedemAbkommen separat.
Ist diese Idee damit vomTisch?
Diese Diskussion erübrigt sich.
Wirmüssen zuerst eine gemein-
same Agenda definieren. Beide
Seiten haben ihre Forderungen,
es gibt eine Schnittmenge, und
daraus entsteht eineAgenda.Wir
nehmen diese Arbeiten sofort
auf, wenn Frau Staatssekretärin
Livia Leu denNamen des EU-Ge-
sprächspartners kennt. Es geht
um die politische Frage, wie wir
die Realitäten der Schweiz und
der EU zusammenbringen.

«Eine Deadlinewar bei
unseremGespräch kein Thema»
Schweiz -EU Es hätte ein Neustart in den Beziehungen werden sollen. Doch nach dem Treffen von
Aussenminister Ignazio Cassis mit seinem neuen Ansprechpartner Maros Sefcovic ärgern sich beide Seiten.

Ignazio Cassis 2018 im bundesrätlichen Jet, in dem gestern auch dieses Interview stattfand. Foto: Gabriele Putzu (TI-Press, Keystone)

«Wenn die EU
diesen Dialog
nicht führenwill,
produzierenwir
eine Lose-Lose-
Situation.»

Die Schweiz ist ein beliebtes Ziel
von Hackerinnen und Hackern.
Neben Unternehmen greifen
Cyberkriminelle auch immer
häufiger öffentliche Stellen wie
Gemeinden an. Besonders be-
troffen war zuletzt der Kanton
Waadt,wo die Computersysteme
von Montreux und Rolle ange-
griffen und teils auch Daten ge-
stohlenwurden. ImDarknet ver-
öffentlichten die Hacker neben
den Namen von Einwohnerin-
nen und Einwohnern von Rolle
auch AHV-Nummern, Adressen,
Geburtsdaten, Zivilstandsanga-
ben oder Handynummern.

Nach Rolle und Montreux ist
nun die ebenfalls am Genfersee
gelegene Region Morges betrof-
fen, wie Recherchen zeigen. Am
10. Oktober versuchten Hacker,
in das Computersystem der GRF
Sociétés fiducaire SA einzudrin-
gen.Die Firma ist einTreuhand-
unternehmen inMorges, das für
diverse Behörden arbeitet. Be-
droht waren Daten von rund ei-
nem Dutzend Gemeinden, bei-
spielsweise finanzielle Informa-
tionen und Budgetdaten.

Nachdem die Hackerinnen in
das System von GRF eingedrun-
gen waren, schickten sie eine
Lösegeldforderung von 180’000
bis 200’000 Franken. In ihrer auf
Englisch verfassten Forderung
gaben die Hacker an, sensible
Informationenverschlüsselt und
gestohlen zu haben. Weiter
drohten sie, dieses Material
im Darknet zu veröffentlichen,
sollte das Lösegeld nicht bezahlt
werden.

Unter Kontrolle gebracht
Zum letzten Mal meldeten sich
die Hackerinnen gemäss GRFam
22. Oktober. An diesem Tag
stellten sie ein Ultimatum von
48 Stunden zur Zahlung der ge-
forderten Summe. Doch offen-
bar gelang es denHackern in die-
sem Fall nicht, sensible Daten im
grossen Stil abzugreifen. GRF
sagt,man habe den Fall analysiert
und gehe davon aus, dass ledig-
lich zwei Dateien abhandenge-
kommen seien, die aber keine
heiklen Daten beinhalteten. Die
Firma stellt klar, dass kein Löse-
geld bezahlt worden sei und im
Darknet bislang auch keine Infor-
mationen aufgetaucht seien.

Eine der betroffenen Kommu-
nen ist das 700-Seelen-Dorf De-
nens. Ein Gemeindevertreter be-
tont, dass das Informatiksystem
nicht gefährdet sei. «Wir sind be-
ruhigt, müssen aber wachsam
bleiben. Eine Prüfung steht be-
vor», erklärt er auf Anfrage. An-
dere Gemeinden zogen es vor,
keinen Kommentar abzugeben.
Vom Angriff betroffen war auch
ein Wasserverbund, dem neben
Denens die Gemeinden Lully,
Lussy-sur-Morges, Villars-sous-
Yens undTolochenaz angehören.

Treuhandfirmen scheinen für
Hackerinnen undHacker beson-
ders attraktiv zu sein,weil sie oft
sensible Daten bei sich lagern.
Bereits letzteWochewar derAn-
griff auf eine Schwyzer Treu-
handfirma bekannt geworden.
Den Hackern gelang es dabei,
Steuererklärungen und weitere
persönliche Daten von achtzig
Personen und Firmen zu steh-
len, die dann später im Darknet
publiziert wurden.

Dominique Botti

Cyberattacke
auf Schweizer
Gemeinden
Kriminalität Hacker haben
versucht, Daten von
Ortschaften im Kanton
Waadt zu stehlen.

EU will einen Plan sehen

Der Vizepräsident der EU-Kom-
mission, Maros Sefcovic, stellte
nach seinem Treffen mit Aussen-
minister Ignazio Cassis Anfang
dieser Woche eine klare Forde-
rung auf: Die Schweiz müsse bis
im Januar einen Plan präsentieren,
wie sie nach der Beerdigung des
Rahmenabkommens weiter
verfahren wolle. Im Interview mit
dieser Zeitung sagte Sefcovic:
«Wir brauchen ein klares politi-
sches Signal, dass die Schweiz es
ernst meint.» Nach dem Abbruch
der letzten Verhandlungen gebe
es ein «Vertrauensproblem». (red)

Bundesrat Cassis beim Treffen
mit Maros Sefcovic. Foto: EU


